
Beziehungen	als	Bedingungskonstellationen
für	eine	den	Kapitalismus	vergesellschaftende
demokratische	Politik	behandelt	werden
(Polanyi	1945).	Keine	antikapitalistische
Innenpolitik	ohne	zu	ihr	passende,	sie
ermöglichende	Außen-	und	Weltpolitik,	ohne
ein	ihr	günstiges	Staatensystem;	kein
Verständnis	der	Innenpolitik	eines	Staates
ohne	Berücksichtigung	seiner	Einbettung	in
ein	internationales	Staatensystem;	kein
Verständnis	der	Außenpolitik	innerhalb	eines
Staatensystems	ohne	Berücksichtigung	der
Innenpolitik	seiner	Mitgliedstaaten.	Dieser
Zusammenhang	ist	die	Prämisse	auch	dieses
Buchs.

Mein	Ansatz,	die	Problematik	einer
politisch-ökonomisch	einbettungsfähigen
Staatlichkeit	in	einer	zeithistorischen,
durchaus	auch	zeitdiagnostischen	Perspektive



zu	behandeln,	scheint	mir	im	Übrigen	ganz	im
Sinne	Polanyis	zu	sein.	Nach	dem	in	den
1980er	Jahren	einsetzenden	Scheitern	der
sozialdemokratischen	Transformation	der
»großen«	Transformation	stellt	sich	heute	das
Problem	der	Wiedergewinnung
gesellschaftlicher	Kontrolle	über	eine	im	Zuge
des	»frivolen	Experiments«	des
Neoliberalismus	ein	zweites	Mal	freigelassene
kapitalistische	Wirtschaft	erneut,	und	zwar	in
einer	Gegenwart,	die	ich	als	von	einer
doppelten	Krise	geprägt	beschreibe:	einer
Wirtschaftskrise	und	einer	Staaten-	oder
Staatlichkeitskrise,	die	sich	auf	mannigfache
Weise	gegenseitig	bedingen	und	sich	in	einer
komplexen	Stagnationskrise	vereinigen.
Während	die	kapitalistische	Ökonomie	nun
schon	jahrzehntelang	nur	noch	unter
geldschöpferischer	Notbeatmung	keuchend



weiterläuft,	wird	das	neoliberale	Projekt	einer
Ablösung	der	Nationalstaaten	durch	global
governance	oder	gar	durch	Superstaatlichkeit
von	einer	plebejisch-populistischen
Gegenbewegung	blockiert,	national	wie
international.	Damit	steckt	das	Staatensystem,
steckt	Staatlichkeit,	so	die	These	dieses
Buches,	zwischen	Globalismus	und
Demokratie,	zwischen	»oben«	und	»unten«
fest.	Bestrebungen	zu	weiterer	neoliberaler
Zentralisierung	stoßen	auf	Forderungen	nach
lokaler	Selbstbestimmung,	mal	von	links,	mal
von	rechts,	schwer	auszusortieren,	immer
aber	»von	unten«,	wobei	der	populäre
Widerstand	gegen	den	elitären	Globalismus
sich	um	eine	Verteidigung	des	Nationalstaats
und	der	in	ihm	potentiell	gegebenen	populär-
demokratischen	Einflusschancen	sowie	um
Zweifel	an	deren	Verlagerbarkeit	»nach



oben«	herum	organisiert.
Meine	in	diesem	Buch	ausgearbeitete

Intuition	ist,	dass	eine	Überführung	von
Staatlichkeit	in	global	governance,	eine
»Überwindung«	des	Nationalstaats	zugunsten
internationaler	Organisationen	oder
globalisierter	oder	regionalisierter
Superstaatlichkeit	auf	die	Errichtung	einer
demokratischem	Einfluss	entzogenen	Techno-
oder	Merkatokratie	–	Experten-	oder
Marktherrschaft	–,	oder	beider	zugleich,
hinauslaufen	und	eine	Rückgewinnung
demokratischen	Einflusses	auf	die
kapitalistische	Ökonomie	auf	lange	Zeit
unmöglich	machen	würde.	Deshalb,	so	mein
Argument,	darf	dem	neoliberalen
Sirenengesang	von	einer	alle	Menschen	zu
Brüdern	machenden	Verlagerung	von	Politik
und	Demokratie	auf	ein	zukünftiges,	erst



noch	aufzubauendes	weltweites
Regierungssystem	kein	Gehör	geschenkt
werden.	Dies	nicht	nur,	weil	das	Ziel
sozialontologisch	unrealisierbar	ist,	sondern
auch,	weil	schon	kleine	Schritte	in	Richtung
auf	eine	weitere	Entnationalisierung	von
Politik	und	Demokratie,	legitimiert	durch	die
Perspektive	einer	nationenbefreiten	Welt-
oder	Kontinentalregierung,	nichts	anderes
sein	können	als	Schritte	in	Richtung	auf	eine
Entdemokratisierung	von	Politik	und
politischer	Ökonomie.

Der	Kampf	gegen	den	neoliberalen
Zentralismus	findet	unter	erschwerten
Bedingungen	statt.	Wie	schon	in	der
Zwischenkriegszeit	berühren	sich	»rechte«
autoritäre	mit	»linken«	egalitären
Gegenbewegungen,	wenn	es	um	die
Verteidigung	des	Nationalstaats	als	Ort	des


